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§ 1 
Allgemeines 
1. Die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (AGB) gelten nur 
für Verträge zwischen uns (Ver-
leiher) und mit Unternehmen im 
Sinne des § 14 BGB, juristi-
schen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-
rechtlichen Sondervermögens 
(Entleiher). 
2. Vorbehaltlich einer Änderung 
sind diese AGB für alle Aufträge 
zwischen uns und dem Entleiher 
auf Grundlage des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes 
(AÜG) und der in diesem Zu-
sammenhang abgeschlossenen 
Verträge und sonstigen Verein-
barungen auch für zukünftige 
Verträge zugrunde zu legen, 
ohne dass es ihrer erneuten 
Einbeziehung bedarf. 
3. Diese AGB gelten ausschließ-
lich. Entgegenstehende oder 
von diesen Geschäftsbedingun-
gen abweichende Bedingungen 
des Entleihers werden nicht 
anerkannt, es sei denn wir 
hätten ausdrücklich schriftlich 
ihrer Geltung zugestimmt. Die-
se AGB gelten auch dann, wenn 
wir in Kenntnis entgegenste-
hender oder von unseren Ge-
schäftsbedingungen abwei-
chender Bedingungen die ver-
tragliche Leistung vorbehaltlos 
erbringen. 
4. Wir sind im Besitz der Er-

laubnis zur gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerüberlassung ge-
mäß § 1 Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz (AÜG), erteilt von 
der Regionaldirektion Hessen 
der Bundesagentur für Arbeit 
am 12.06.2003. 
5. Wir sind Vollmitglied beim 
IGZ (Interessenverband Deut-
scher Zeitarbeitsunternehmen 
e.V.) und deren Tarifgemein-
schaft. Für unsere Mitarbeiter 
finden die zwischen dem IGZ 
e.V. und den Mitgliedsgewerk-
schaften des DGB geschlosse-
nen Tarifverträge sowie die 
Branchenzuschlagstarifverträge 
in der jeweils gültigen Fassung 
Anwendung.Wir stellen dadurch 
sicher, dass der in § 9 Nr. 2 
AÜG normierte Gleichbehand-
lungsgrundsatz angewendet 
wird. 

      6. Der Entleiher verpflichtet 
sich, vor jeder Überlassung zu 
prüfen, ob der Leiharbeitneh-

mer in den letzten sechs Mona-
ten vor der Überlassung aus 
einem Arbeitsverhältnis mit 
dem Entleiher selbst oder ei-
nem mit dem Entleiher kon-
zernmäßig im Sinne des § 18 
Aktiengesetz verbundenen 
Unternehmen ausgeschieden 
ist. Trifft das zu, so teilt der 
Entleiher uns diesen Befund 
unverzüglich mit. Die Vertrags-
parteien haben angesichts der 
sich daraus ergebenden Rechts-
folgen (Equal Treatment) so-
dann Gelegenheit, zu entschei-
den, ob die Überlassung wie 
geplant durchgeführt werden 
soll und ggf. die Überlassungs-
verträge anzupassen. 
7. Der Entleiher teilt uns mit, 
ob er Gemeinschaftseinrichtun-
gen hat und zu welchen dieser 
Einrichtungen er den Leihar-
beitnehmern Zugang gewährt 
bzw. ob sachliche Gründe be-
stehen, den Zugang nicht zu 
gewähren. 
 
§2  
Vertragsbeziehungen 
1. Durch den Arbeitnehmer-
überlassungsvertrag entstehen 
keine vertraglichen Beziehun-
gen zwischen den Mitarbeitern 
und dem Entleiher. Ein Arbeits-
vertrag besteht nur zwischen 
uns und den, dem Entleiher 
überlassenen Mitarbeitern.  
2. Der überlassene Arbeitneh-
mer ist zu keinen rechtsver-
bindlichen Handungen oder 

Erklärungen mit Wirkung ge-
genüber uns berechtigt.  
 
§3  
Leistungsumfang und Wei-
sungsbefugnis  
1. Unsere Leistungspflichten 
umfassen die Überlassung von 
Mitarbeitern und deren Auswahl 
für den Einsatz beim Entleiher. 
Im Rahmen der Auswahl stehen 
wir dafür ein, dass die überlas-
senen Mitarbeiter für die im 
Vertrag/ Auftrag genannten 
Tätigkeiten generell geeignet 
sind. Wir sind jedoch nicht 
verpflichtet, Arbeitspapiere, 
Zeugnisse, Personalfragebogen 
oder andere Eignungsnachweise 
unserer Mitarbeiter auf ihre 
Richtigkeit hin zu überprüfen, 
es sei denn, dass für uns kon-
krete Anhaltspunkte für deren 
Unrichtigkeit erkennbar sind. 
Darüber hinaus gehört die Aus-
führung der Arbeiten selbst, die 

unsere Mitarbeiter für den Ent-
leiher unter dessen Aufsicht und 
auf dessen Weisung hin erbrin-
gen, nicht zu unseren Leis-
tungspflichten.  
2. Der Entleiher hat die allge-
meine Weisungsbefugnis ge-
genüber den ihm überlassenen 
Mitarbeitern hinsichtlich der 
Arbeitsausführung. Er darf die 
Mitarbeiter nur mit Aufgaben 
betrauen, die bei der Ausfüh-
rung der im Vertrag vereinbar-
ten Tätigkeiten gewöhnlich 
anfallen. Ferner darf er die 
Mitarbeiter nur am vereinbarten 
Einsatzort einsetzen.  
 
§4  
Haftung und Verjährung  
1. Wir haften nur für die feh-
lerfreie Auswahl der überlasse-
nen Mitarbeiter für die verein-
barte Tätigkeit. Wir haften 
nicht für die Ausführung der 
Arbeiten durch die Mitarbeiter 
sowie für Schäden, die diese in 
Ausübung ihrer Tätigkeit ver-
ursachen. Der Entleiher stellt 
uns von allen etwaigen An-
sprüchen Dritter frei, die im 
Zusammenhang mit der Aus-
führung und Verrichtung der 
Mitarbeitern übertragenen 
Tätigkeit stehen, wenn und 
soweit diese nicht auf ein Aus-
wahlverschulden unsererseits 
zurückzuführen sind.  
2. Die Verjährungsfrist für 
Schadenersatzansprüche aus 
Pflichtverletzungen und die 

Verjährungsfrist für Mängelan-
sprüche beträgt zwölf Monate 
ab dem gesetzlichen Verjäh-
rungsbeginn, längstens jedoch 
fünf Jahre ab Beendigung der 
Überlassung von Mitarbeitern 
an den Entleiher, je nachdem, 
welcher Zeitpunkt früher ein-
tritt. Dies gilt nicht für die Haf-
tung aus Vorsatz, bei arglisti-
gem Verschweigen eines Man-
gels oder bei Fehlen einer ga-
rantierten Beschaffenheit. Evtl. 
Ausschlussfristen nach dem 
Gesetz oder nach diesen AGB 
bleiben unberührt.  

      3. Der Entleiher stellt uns von 
allen Forderungen frei, die 
wegen folgender Pflichtverlet-
zungen entstehen: 
 eine fehlerhafte Zuordnung 

der Branchenzugehörigkeit 
gemäß dem vom Entleiher im 
Arbeitnehmerüberlassungs-
vertrag gemachten Angaben. 
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 Die Nennung eines falschen 
Vergleichsentgelts oder die 
Unterlassung der Mitteilung 
von Änderungen des Ver-
gleichsentgelts gem. Arbeit-
nehmerüberlassungsvertrag. 

 Eine fehlende oder fehlerhafte 
Mitteilung über abweichende 
betriebliche Vereinbarungen 
gem. Arbeitnehmerüberlas-
sungsvertrag.  

 Ein Verstoß gegen Arbeitneh-
merüberlassungsvertrag Ab-
satz 3.  

 Eine Verletzung der Prüf- und 
Mitteilungspflicht nach § 1 
Absatz 7 dieser AGB. 
 

§5  
Ausschlussfristen  
Beanstandungen wegen Nicht-
erscheinens, Verspätung oder 
mangelnder Eignung unserer 
Mitarbeiter sind unbeschadet 
der nachfolgenden Regelung am 
Tage ihrer Feststellung, spätes-
tens jedoch 3 Tage nach Ent-
stehen des die Beanstandung 
begründenden Umstands an 
uns vorzubringen. Nach Ablauf 
dieser Frist verliert der Entlei-
her alle Ansprüche aus dem die 
Beanstandung begründenden 
Umstand.  
 
§6 
Austausch  
1. Wir sind jederzeit berechtigt, 
den dem Entleiher zur Verfü-
gung gestellten Mitarbeiter 
während der Dauer des Auf-
trags durch einen anderen in 

gleicher Weise geeigneten Mit-
arbeiter zu ersetzen, wenn 
durch das Auswechseln die 
Erfüllung des Auftrags nicht 
beeinträchtigt wird.  
2. Der Entleiher kann von uns 
die Abberufung eines Mitarbei-
ters für den nächsten Tag und 
sofortigen geeigneten Ersatz 
verlangen, wenn der Mitarbeiter 
nicht für die vereinbarte Tätig-
keit geeignet ist. 
 
§7 
Fürsorgepflicht  
1. Der Entleiher ist verpflichtet, 
den Mitarbeiter in die Auftrags-
arbeiten einzuweisen.  
2. Die Tätigkeit des Mitarbeiters 
unterliegt den für den Betrieb 
des Entleihers geltenden öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften des 
Arbeitsschutzes. Diese sich aus 
diesen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften ergebenden Pflich-
ten obliegen dem Entleiher. Er 

verpflichtet sich die gesetzli-
chen Bestimmungen des Ar-
beitsschutzes und die Unfall-
verhütungsvorschriften zu be-
folgen. Insbesondere hat der 
Entleiher den Mitarbeiter vor 
sowie über die Maßnahme und 
Einrichtungen zur Abwendung 
dieser Gefahren zu unterrich-
ten. Der Entleiher hat den Mit-
arbeiter zusätzlich über die 
Notwendigkeit besonderer Qua-
lifikationen der beruflichen 
Fähigkeiten oder einer besonde-
ren ärztlichen Überwachung, 
sowie über erhöhte besondere 
Gefahren des Arbeitsplatzes zu 
unterrichten. Ferner hat der 
Entleiher dem Mitarbeiter die 
erforderliche Schutzkleidung zur 
Verfügung zu stellen. In Fällen, 
in denen der Mitarbeiter wegen 
mangelnder oder nicht vorhan-
dener Sicherheitseinrichtungen, 
Ausrüstung oder Schutzklei-
dung die Aufnahme oder Fort-
setzung der Tätigkeit ablehnt, 
hat der Entleiher dennoch die 
vereinbarte Vergütung nach der 
vereinbarten Arbeitszeit zu 
zahlen. Die innerbetrieblichen 
Sicherheitsdienste des Entlei-
hers können von unseren Mit-
arbeitern unentgeltlich genutzt 
werden.  
3. Arbeitsunfälle sind uns mit-
tels schriftlicher Unfallanzeige 
unverzüglich zu melden.  
4. Der Entleiher ist verpflichtet, 
die Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes einzuhalten. Der Ein-
satz des überlassenen Mitarbei-

ters hat im Rahmen der zwi-
schen dem Entleiher und uns 
und der zwischen uns und dem 
Mitarbeiter vertraglich verein-
barten Arbeitszeit zu erfolgen.  
Die Anordnung von Überstun-
den oder Mehrarbeit bedarf 
unserer vorherigen Genehmi-
gung. 
  
§ 8  
Arbeitskampf  
Gemäß §11 Abs. 5 AÜG ist der 
Mitarbeiter nicht verpflichtet, 
seine Arbeitsleistung beim Ent-
leiher zu erbringen, soweit der 
Entleiher durch einen Arbeits-
kampf unmittelbar betroffen ist. 
Macht der Mitarbeiter von sei-
nem Leistungsverweigerungs-
recht berechtigterweise Ge-
brauch, so haften wir nicht für 
den daraus entstehenden Scha-
den des Entleihers. Die Ver-
pflichtung des Entleihers zur 
Zahlung der vereinbarten Ver-

gütung bleibt unberührt, wobei 
wir uns eine durch einen an-
derweitigen Einsatz des Mitar-
beiters zu Gute kommende 
Vergütung anrechnen lassen.  
  
§9  
Vergütung  
1. Der Mitarbeiter legt dem 
Entleiher am letzten Arbeitstag 
einer jeden Kalenderwoche 
Stundenzettel vor, die der Ent-
leiher nach sofortiger Prüfung 
zu unterzeichnen und unver-
züglich an unsere Mitarbeiter 
zurückzugeben hat.  
2. Kommt der Entleiher dieser 
Verpflichtung nicht nach, so ist 
die von dem Mitarbeiter ver-
zeichnete Stundenleistung für 
die Abrechnung bindend, es sei 
denn, der Entleiher weist inner-
halb einer Woche ab Rech-
nungseingang etwas anderes 
nach.  
3. Wir erstellen wöchentlich 
Rechnungen an den Entleiher 
für die Mitarbeiter. Da es sich 
um Lohnkosten handelt, sind 
diese sofort nach Erhalt zu 
begleichen. 
4. Vorbehaltlich einer früheren 
Mahnung kommt der Entleiher 
spätestens 10 Tage nach Zu-
gang der Rechnung oder einer 
gleichwertigen Zahlungsauffor-
derung in Verzug. 
5. Bei Zahlungsverzug des 
Entleihers sind wir berechtigt, 
Zinsen in Höhe von 8 Prozent-
punkte über dem Basiszinssatz 
zu berechnen. Die Geltendma-

chung eines darüber hinausge-
henden Verzugsschadens sowie 
weiterer Rechte bleibt uns vor-
behalten. 
6. Der Entleiher ist zur Aufrech-
nung oder Zurückbehaltung nur 
dann berechtigt, wenn seine 
Gegenansprüche rechtskräftig 
festgestellt wurden oder un-
streitig sind und aus demselben 
Rechtsverhältnis stammen. 
7. Unsere Mitarbeiter sind nicht 
zum Inkasso berechtigt.  
 
§10  
Übernahme von Leiharbeit-
nehmern 
1.Wir sind gleichzeitig als Per-
sonalvermittler tätig. Bei Über-
nahme des Leiharbeitnehmers 
in ein Arbeitsverhältnis aus der 
Überlassung steht uns ein Ver-
mittlungshonorar zu. 
2. Die Höhe des Honorars ist, 
wurde kein gesonderter Ver-
mittlungsvertrag geschlossen, 
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wie folgt gestaffelt: Bei Über-
nahme innerhalb der ersten drei 
Monate 23% des Jahresbrutto-
einkommens, nach 3 Monaten 
18% des Jahresbruttoeinkom-
mens, nach 6 Monaten 10% des 
Jahresbruttoeinkommens, nach 
9 Monaten 5% des Jahresbrut-
toeinkommens. Nach 12 Mona-
ten erheben wir kein Vermitt-
lungshonorar mehr. Jahresbrut-
togehalt ist das Arbeitsentgelt 
brutto wie es der Leiharbeit-
nehmer im neuen, mit dem 
Entleiher geschlossenen Ar-
beitsvertrag vereinbart hat. 
Das Honorar wird bei Abschluss 
des Arbeitsverhältnisses zwi-
schen Entleiher und Leiharbeit-
nehmer, d.h. mit Unterzeich-
nung des Vertrages, binnen 8 
Tagen fällig. Der Entleiher ist in 
diesem Fall unverzüglich zur 
Auskunft über das Gesamtjah-
resbruttogehalt verpflichtet. 
Das Honorar wird zzgl. der 
gesetzlichen Umsatzsteuer 
berechnet  
3. Das Vermittlungshonorar 
steht uns auch zu, wenn es 
innerhalb von sechs Monaten 
nach der letzten Überlassung zu 
einem Arbeitsvertrag zwischen 
dem Entleiher und dem Leihar-
beitnehmer kommt, es sei 
denn, der Entleiher führt den 
Nachweis, dass die vorherige 
Überlassung nicht kausal für die 
spätere Übernahme war.  
4. Das Vermittlungshonorar ist 
darüber hinaus auch dann ge-
schuldet, wenn ein Arbeitsver-

trag zwischen dem Leiharbeit-
nehmer und einem Dritten 
geschlossen wird, der Leihar-
beitnehmer jedoch mit Arbeiten 
im Betrieb oder Haushalt des 
Entleihers beschäftigt wird. 
Gleiches gilt für den Fall, dass 
der Entleiher die Daten der 
Leiharbeitnehmer einem Dritten 
zugänglich macht und ein Be-
werber daraufhin im Haushalt 
oder Betrieb des Dritten be-
schäftigt wird. 
 
§11  
Sonstiges  
1. Mündliche Nebenabreden 
bestehen nicht. 
2. Alle Vereinbarung, die zwi-
schen dem Entleiher und uns 
zwecks Ausführung des Vertra-
ges geschlossen werden, sind in 
dem Vertrag schriftlich nieder-
zulegen, es sei denn, es ist 
ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart.  

3. Gerichtsstand für Streitigkei-
ten aus diesem Vertragsver-
hältnis ist der Sitz unserer Ge-
sellschaft. Wir sind berechtigt, 
anstelle des Gerichts des ver-
einbarten Gerichtsstands jedes 
andere, gesetzlich zuständige 
Gericht anzurufen.  
4. Es gilt das Recht der Bundes-
republik Deutschland.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  


